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Autonomie des Sports unerlässlich - Politik als konstruktiver Partner

DSB-Präsident von Richthofen vor dem Sportausschuss des Deutschen Bundestages

Die große Bedeutung des Sports für fast alle gesellschaftlichen Belange in Deutschland hat der Präsident des Deutschen Sportbundes, Manfred von Richthofen, in der letzten Woche vor dem Sportausschuss des Deutschen Bundestages herausgestrichen. Der Sport habe eine gesundheits-, wirtschafts- sowie sozial- und jugendpolitische Dimension, meinte Richthofen, die derzeit in der Gesellschaftskampagne „Sport tut Deutschland gut“ ihren Niederschlag finden würden. 

Anschließend forderte von Richthofen die Politik als den wichtigsten Partner des Sports auf, den organisierten Sport nicht als „Spezialisten“ einzuordnen und mehr als bisher die notwendige Unterstützung zukommen zu lassen. „Die Förderung der Verbands- und Vereinsarbeit sollte als gesellschaftspolitisch unverzichtbar anerkannt werden. Das muss sich auch in der Gesetzgebung niederschlagen“, forderte der Präsident des Deutschen Sportbundes vor dem Bundestagsgremium. Konkret bedeute dies eine langfristige Anerkennung der Autonomie des Sports, aber auch eine konstruktive Partnerschaft zwischen Staat und Sport. Gerade für das Ehrenamt als unverzichtbarer Bestandteil der Sportorganisationen müssten zeitgemäße Rahmenbedingungen geschaffen werden. Bisher seien nur wenige Empfehlungen der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“, an der auch der Deutsche Sportbund mitwirkte, umgesetzt worden. 

Der Sportausschuss hatte von Richthofen eingeladen, um sich wieder einmal einen 
Überblick über den Entwicklungsstand im deutschen Sport zu verschaffen. „Und genau diesen Überblick hat von Richthofen gegeben“, sagte der SPD-Abgeordnete Götz-Peter Lohmann nach der Sitzung. In den nächsten Wochen folgen eine öffentliche Anhörung zum Thema „Leistungssport“ und dann eine Sitzung über die bundesweite Gesellschaftskampagne. Im Leistungssport kündigte von Richthofen an, dass Deutschland im nächsten Jahr bei den Olympischen Spielen in Athen abermals den dritten Platz unter den Spitzennationen anstrebe und sich auch zukünftig als erfolgreiche Sportnation behaupten wolle. Diese Rolle will Deutschland auch durch die Bewerbung um die Ausrichtung von Welt- und Europameisterschaften betonen. „Die Fußball-WM 2006 ist an dieser Stelle herauszustreichen“, sagte von Richthofen. 

Für die notwendige internationale Konkurrenzfähigkeit bei solchen Bewerbungen forderte er im Einvernehmen mit Bundesfinanzminister Hans Eichel eine grundsätzliche Neuregelung der Steuergesetzgebung. Im olympischen Bereich hatte sich beispielweise der Bundestag noch nicht auf einen geplanten umfassenden Schutz für die olympischen Ringe und den Begriff Olympia einigen können, weil Bedenken von einigen Abgeordneten aufgetaucht waren. Dieses Gesetz ist aber erforderlich für eine deutsche Bewerbung um Olympische Spiele.

Der Präsident des Deutschen Sportbundes begrüßte es, dass in der Politik im Augenblick eine breite Unterstützung für den Sport als gesundheitsfördernder Faktor entstanden sei. „Auf allen Ebenen der Politik muss man endlich begreifen: Wenn es um gesunden Lebensstil und damit um die Zukunftsentwicklung der Gesellschaft geht, ist der
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Sport konkurrenzlos“, meinte von Richthofen. Er verwies auf die mehr als 7.000 Kursangebote unter der Dachmarke des Qualitätssiegels „SPORT PRO GESUNDHEIT“ und auf das zweite Siegel „SPORT PRO REHA“, zu dem am 11. September 2003 der Startschuss gefallen sei. Die neue Entwicklung dokumentiert sich an den konkreten Überlegungen bei den Krankenkassen, ihren Versicherten für die Erlangung des Deutschen Sportabzeichens auf den Mitgliedsbeitrag einen Bonus für gesundheitsbewusstes Verhalten zu geben. 

Zum Schluss begrüßte Manfred von Richthofen nochmals Überlegungen, einen öffentlich-rechtlichen Sportkanal einzurichten. Der Deutsche Sportbund wolle, dass das sportliche Leben in seiner Vielfalt die Chance hat, sich über die Medien entsprechend darzustellen und damit auch zu entwickeln. Die Verbände würden dafür eine positive Entscheidung benötigen. „Ein erster Schritt hierzu kann zum Beispiel die Umgestaltung eines bestehenden digitalen Versuchskanals der ARD sein“, sagte der DSB-Präsident. 

Welche Kompetenzen brauchen Übungsleiter und Trainer von morgen?

DSB-Workshop zu Zukunftsfragen

Wie wird sich der Sport und seine Rolle in der Gesellschaft weiter entwickeln? Welche fachlichen und sozialen Kompetenzen brauchen in Zukunft Übungsleiter, Trainer und Führungskräfte? Wie sollten sich Sport-Verbände und -Vereine bei der Qualifizierung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf einstellen? Mit diesen zentralen Zukunftsfragen beschäftigte sich eine zweitägige Workshop-Veranstaltung, zu der der Bundesausschuss Bildung des Deutschen Sportbundes eingeladen hatte. Anfang November trafen sich deshalb rund 40 Vertreter des DSB und seiner Mitgliedsorganisationen in Volpriehausen bei Göttingen. 

Bei der Suche nach Antworten wurden sie unterstützt von Prof. Dr. Christian Wopp von der Universität Osnabrück, einem Experten in Sachen Zukunftstrends. In seinem Vortrag zum Thema „Entwicklungen im Sport“ stellte er gesellschaftliche Trends und Megatrends vor, aus denen sich konkrete Szenarien und Strategien entwickeln lassen, die für die Sportausbildung von Bedeutung sein können. Seiner Meinung nach werden die sportlichen Themenfelder Gesundheit, Ausdauer und Erlebnis zunehmende Bedeutung bekommen. Bei den Lernstrategien wird ein Wandel von der belehrenden zur lernenden Gesellschaft stattfinden, woraus sich neue Anforderungen an Übungsleiter und Trainer ergeben. Sie werden mehr und mehr die Rolle eines Lernarrangeurs und Lernbegleiters übernehmen müssen.

Im Vordergrund der Veranstaltung stand vor allem aber die Aktualisierung der Rahmenrichtlinien für die verbandliche Ausbildung im Sport. In vier Workshops diskutierten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer intensiv Konsequenzen der zukünftigen Entwicklungen für die Ziele und Aufgabenprofile in den einzelnen Ausbildungsgängen. Die zentralen Ergebnisse wurden abschließend von Prof. Dr. Jürgen Schröder, Vorsitzender des Ausschusses Bildung, zusammengefasst. Dies war der erste wichtige Schritt für eine tiefgreifende Modernisierung der Rahmenrichtlinien, die im Dezember nächsten Jahres zum Abschluss kommen soll. 
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Die Olympiabewerbung 2012 bleibt ein gesamtgesellschaftliches Anliegen

NOK-Mitgliederversammlung in Leipzig

Erneut ganz im Zeichen der deutschen Olympiabewerbung 2012 stand am 08. November in Leipzig die Tagung der NOK-Mitgliederversammlung in Leipzig. In einer abschließenden Erklärung namens der Mitglieder forderte NOK-Präsident Dr. Klaus Steinbach die unverzügliche Regulierung der in Leipzig entstandenen Turbulenzen um das innere Gefüge der Bewerbung. Ziel müsse es sein, alle verfügbaren Kräfte auf den Erfolg der Bewerbung auszurichten. „In dieser Erwartung stellen sich die Mitglieder erneut einmütig hinter ihre am 12. April dieses Jahres getroffene Wahl der Städte Leipzig und Rostock als die deutschen Bewerber um die Olympischen Spiele 2012. Sie erneuern ebenso einmütig ihren Willen, diese Bewerbung durch die Mobilisierung insbesondere der zentralen Institutionen, Verbände und Vereine des Sports zu einem von unserer Gesellschaft gemeinsam getragenen deutschen Anliegen werden zu lassen“, heißt es in der Erklärung. 

Die Mitglieder des NOK wählten darüber hinaus Dr. Roland Baar, Hans Peter Krämer, Prof. Dr. Wilfried Kindermann, Theodor Zühlsdorf, Hartwig Gauder, Stefanie Werremeier, Horst Meyer und Volker Grabow zu Persönlichen Mitgliedern. Die Wahl war möglich geworden, weil das angestrebte Stimmengleichgewicht zwischen Vertretern der Verbände und Persönlichen Mitgliedern bei der Hauptversammlung am 3. November 2002 in Nürnberg nicht erreicht wurde. Dort hatten lediglich 20 Persönlichkeiten des deutschen Sports die erforderliche Stimmenzahl erhalten. Fünf weitere Persönliche Mitglieder wurden damals durch den Beirat der Aktiven bestimmt. Als Ehrenmitglied wurde in Leipzig das langjährige NOK-Präsidiumsmitglied Klaus Kotter gewählt, der vor einem Jahr auf seine erneute Kandidatur zum Präsidium verzichtet hatte. 

Im Hinblick auf die Grundsätze zur Nominierung der Olympiamannschaft Athen 2004 beschloss die NOK-Mitgliederversammlung eine Anpassung an die zwischenzeitlich erfolgte Arbeitsaufnahme der Nationalen Anti Doping Agentur (NADA). Alle Aktiven, die für eine Nominierung in Frage kommen, müssen sich den von der NADA durchgeführten Trainingskontrollen spätestens ab 1. Januar 2004 unterwerfen. 

Verabschiedet wurde in Leipzig der von Schatzmeister Hans-Peter Krämer vorgetragene Haushalt 2004, der auf Grund von Mindereinnahmen insbesondere bei der Glücksspirale zum Teil gravierende Sparmaßnahmen unter anderem bei den  Zuwendungen an Partnerorganisationen vorsieht. 

Bereits am 7.11. hatte das NOK-Präsidium beschlossen, vom Angebot des Regierenden Bürgermeisters und des Senats von Berlin Abstand zu nehmen, die NOK-Geschäftsstelle nach Berlin Mitte zu verlegen. „ Nach Kenntnisnahme der seit der letzten Sitzung des NOK-Präsidiums vom Land Hessen und der Stadt Frankfurt/M. dem NOK zugeleiteten Vorschläge zur Förderung der Aufgaben des NOK und zur finanziellen Sicherung des Verbleibens seiner Geschäftsstelle in Frankfurt/M. sah das Präsidium keine Notwendigkeit mehr, aus wirtschaftlichen Gründen eine Verlegung der Geschäftsstelle nach Berlin vorzunehmen“ , sagte NOK-Präsident Dr. Klaus Steinbach nach der Sitzung. 

DSB PRESSE
DOKUMENTATION   IV
Nr. 46/11.11.2003
Jeder zweite Bürger für die Erweiterung der EU

Umfrage des Eurobarometers

Langsam aber stetig steigt die Zustimmung zur Erweiterung in den „alten“ EU-Staaten. 52 Prozent der Europäer befürworteten im Herbst 2002 die EU-Erweiterung, ermittelte Eurobarometer. Im Frühjahr 2002 waren es noch 50 Prozent. Weitere Themen des aktuellen Eurobarometers: die europäische Außenpolitik und die Zukunft der EU. Insgesamt antworteten zwischen dem 1. Oktober und 5. November 2002 EU-weit 16.074 Bür​ger auf die Fragen von Eurobarometer. Dabei zeigte sich, dass zwischen den einzelnen EU-Staaten die Meinungen weit auseinandergehen. Während in Griechenland 76 Prozent der Bevölkerung den Beitritt weiterer Staaten zur EU befürworten, sind es in Großbritannien nur 42 Prozent. In Frankreich als einzigem EU-Staat liegt der Anteil der Erweiterungsgegner (49%) sogar höher als der ihrer Befürworter (41 %). Von den befragten Deutschen sprachen sich 46 Prozent für die Erweiterung aus, 34 Prozent lehnten sie ab. Europaweit beobachtete Eurobarometer eine wachsende Zustimmung zur Erweiterung - mit Ausnahme Spaniens (-1 %).

„Gewinner sind die Großunternehmen“

Die Haltung der Bürger zur Erweiterung wird dabei auch von Überlegungen beeinflusst, wem daraus Vorteile und wem Nachteile erwachsen. Als klare „Gewinner der Erweiterung“ werden die großen Unternehmen gesehen (66%), ge​folgt von jungen Menschen (44%) und ethni​schen Minderheiten (32%). Nur jeder Fünfte sieht mit der Erweiterung auch Vorteile für klei​ne und mittlere Unternehmen verbunden (21 %). Zu den Erweiterungsverlierern zählen nach den Umfragen Landwirte (50%), Fischer (48%) und Arbeitslose (33%).

„Ja“ zur europäischen Außenpolitik

Schon vor Beginn des Irak-Kriegs war der Rückhalt für eine Gemeinsame Europäische Außenpolitik (GASP) bei den EU-Bürgern ange​stiegen: Nach 64 Prozent im Frühjahr 2002 sprachen sich im Herbst 67 Prozent für ein gemeinsames europäisches Vorgehen aus. Dies bedeutet die größte Unterstützung seit Herbst 1995 (69%). In 14 von 15 EU-Staaten plädiert eine Mehrheit der Bürger für eine europäische Außenpolitik. In Italien sagen vier von fünf Italienern dazu „si“. Auf den weiteren Plätzen folgen Griechen (79%), Luxemburger (78%) und die Deutschen (74%). Die geringe Unterstützung in dieser Sache in Großbritannien (38%) sei hingegen „keineswegs überra​schend“, so Eurobarometer. Hier lehnen gar 41 Prozent die GASP völlig ab. Das ist im EU-Vergleich der niedrigste Wert.

Verfassung und institutionelle Reform

Die Bemühungen des Europäischen Konvents um eine Verfassung befürworten 65 Prozent der EU-Bürger. Zu den institutionellen Neuerungen soll die Wahl des EU-Kommissionspräsidenten direkt durch die Bürger (40%) oder das Europäische Parlament (28%) gehören. Jeder vierte der Befragten wollte sich allerdings nicht festlegen. Nur 14 Prozent würden am derzeitigen Verfahren einer Ernennung durch die Staats- und Regierungschefs festhalten. Wie im Frühjahr 2002 sprachen sich 53 Prozent der Europäer dafür aus, das bestehende Vetorecht der Mitgliedstaaten beizubehalten. Letztendlich halten sich nur 28 Prozent für gut oder sehr gut über die EU informiert.
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Der Sport und die Neuen Medien (48)

WLAN, Bluetooth, Infrarot: Der Kabelsalat geht in Rente

Eine Serie von Michael  O b e r d i e c k

(http://www.cmc-mediapromotion.de)

Haben Sie sich darüber auch schon mal so richtig geärgert? PC zu Hause oder im Vereinsheim aufgestellt, Bildschirm, Tastatur und Maus angeschlossen, vielleicht noch ein Paar Lautsprecher, einen Drucker und einen Scanner, dazu die Telefonleitung fürs Internet, die Dockingstation für den Handheld. Spätestens jetzt sind die langen und kurzen, dicken und dünnen, schwarzen, weißen, blauen und hässlich grauen Kabel unübersehbar. Und jedes neue - zum Beispiel von der Antennensteckdose in die TV/Radio-Karte -  macht den Anblick von Mal zu Mal unattraktiver. Also wird alles unter den Schreibtisch gestopft oder sonstwie verdeckt. Aber die Aktion Tarnkappe funktioniert nie hundertprozentig. Irgendwo sieht man die Kabel immer. Und Irgendwie sind sie auch immer im Weg.

Noch schlimmer geht es oftmals im Büro zu. Hier steht nicht nur ein PC, hier stehen in jedem Raum meist mehrere. Und dann müssen die auch noch zu einem  Netzwerk miteinander verbunden werden. Was nicht immer über vorinstallierte Kabelschächte in Böden und an Wänden geschieht. Will man gar in seiner Wohnung oder seinem Haus ein privates Netzwerk einrichten oder den PC mit der Stereoanlage verbinden, wird die Lage schnell dramatisch. Nur die ganz Unverdrossenen holen dann den Bohrhammer raus, um Wände und Decken zu durchbrechen, auf dass die nächsten Strippen gezogen werden können.

Was nun? An den Anblick gewöhnen? Resignieren? Verzichten? Mitnichten. Denn das Motto der Zukunft lautet: „Funktechnik statt Kabelsalat“. Drei Begriffe entwickeln sich dabei zum Kabel-Killer: „Bluetooth“, „Wireless LAN“ und „Infrarot“. Ihr gemeinsames Ziel: Kabelverbindungen nach und nach durch kabellose Funkverbindungen ersetzen.

Infrarot ist ein alter Bekannter. Funktionieren doch die meisten Fernbedienungen für TV, Stereoanlage, Videorekorder, DVD-Rekorder, Satelliten-Reciever oder d-box dank der unsichtbaren Lichtwellen. Geht es bei diesen Geräten aber nur um die Übertragung vergleichsweise simpler Steuerungsbefehle, so können Handys, Handhelds, Laptops und Drucker seit einigen Jahren sogar Daten per Infrarot austauschen, sind sie denn mit einer entsprechenden Sende- und Empfangseinheit (Schnittstelle) ausgestattet. Kalender- und andere Organizerfunktionen werden auf diesem Weg zwischen Handheld und Laptop synchronisiert, empfangene SMS vom Handy zum Drucker übertragen. Allerdings darf der Abstand zwischen den Geräten meist nicht mehr als 20 Zentimeter betragen.

Weiträumiger gestaltet sich da der Einsatz des vor fünf Jahren von Ericsson, IBM, Intel, Nokia und Toshiba initiierten Bluetooth. Bis zu 10 Meter Entfernung kann zwischen den Geräten liegen, wenn sie miteinander kommunizieren. Was sich besonders die Mobiltelefonie zu Nutze macht. Bluetooth ermöglicht die kabellose Verbindung von Handy und Headset (komfortables Telefonieren), Handy und PC (Abgleich von Daten und Ein-
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stellungen), Handy und Handheld (Einwahl ins Internet). Praktisch: Auch PC, Tastatur, Maus und Drucker können mittlerweile per Bluetooth zusammenarbeiten. Gleiches gilt für PC (Netzwerk!) oder Handhelds (Spiele) untereinander. Dass diese Funktechnik auch durch Wände und Decken hindurch funktioniert, macht sie besonders interessant.

Noch mehr Reichweite bietet das WLAN. „W“ steht für das englische „wireless“ (kabellos), „LAN“ für „local area network“ (lokales Netzwerk). Bis zu 100 Meter können zwischen dem Einwahlpunkt des WLAN, auch Hotspot genannt, und dem Gerät liegen, mit dem man die Verbindung herstellt. Zwei Anwendungsbereiche zeichnen sich ab: Die Verbindung von PC und anderen Geräten im Rahmen eines Büronetzwerks und die Einwahl ins Internet per Laptop oder Handheld. Letzteres findet sowohl im privaten wie im geschäftlichen oder im öffentlichen Leben Einsatz. So bieten verschiedene Flughäfen und Hotels diesen Service bereits an. Laptopbesitzer klinken sich in der Wartehalle oder der Lobby sitzend per WLAN ins world wide web ein.

Zum Durchbruch sollen der Technik die deutschen Gastronomiebetriebe verhelfen. Deshalb haben in den letzten Monaten Unternehmen wie T-Online und AOL hunderte von Cafes, Kneipen und Bars mit entsprechenden Hotspots ausgerüstet, auf dass der Kunde beim Bier durchs www streife. Im Ostseebad Grömitz können Gäste gar vom Strandkorb aus surfen. Die örtliche Verwaltung hat für Promenade, Kurzentrum und das Sandburgenareal in einen WLAN-Hotspot investiert. Was bedeutet das alles für den Sport? In absehbarer Zeit sollte jede moderne Anlage gleich welcher Größe mit Hotspots ausgerüstet sein. Und die Fußball-WM 2006 wird den Weg weisen.

NRW-Sportförderung in der Kritik

Sportverbände stehen geschlossen hinter dem Landessportbund

Die Präsidenten der Sportfachverbände in Nordrhein-Westfalen stehen geschlossen hinter der Sportpolitik von Richard Winkels. Der Präsident des Landessportbundes Nordrhein-Westfalen erhielt in Duisburg für seinen Einsatz im Sinne der Übungsleiter und Sportvereine bei einer Versammlung mit den Repräsentanten der Sportfachverbände in NRW starken Beifall und große Unterstützung. Nach der Kritik des LSB-Präsidenten an den Plänen der Landesregierung, die Übungsarbeit der Vereine nicht mehr zu fördern, haben sich Winkels und der Sportminister Dr. Michael Vesper mit ihren Fachleuten zwischenzeitlich wieder an einen Tisch gesetzt, um zu einer gemeinsamen Sportpolitik im Land zurückzufinden und das weitere Vorgehen bei den Beratungen des Haushalts gemeinsam abzustimmen.

Die Pläne der Landesregierung, die Förderung der Übungsarbeit einzustellen und den Kommunen eine Sportpauschale in Höhe von 27 Mio. € zur Verfügung zu stellen, die nur für investive Maßnahmen, also für Sanierung, Unterhalt und den Neubau von Sportstätten auszugeben sind, wurden auch von den Verbandspräsidenten als unzureichend eingeschätzt. Deutlich wurde die Zweckbindung von Teilen der Sportpauschale für die Vereinsförderung gefordert. Winkels sieht in der neuen Situation eine Herausforderung für den Sport, insbesondere auch in der Partnerschaft mit den Kommunen. Dieses bedingt aber ein abgestimmtes, gemeinsames Vorgehen. Für das Frühjahr wird eine Konferenz mit den Entscheidungsträgern aus Sport und Politik des Landes sowie den Kommunen vorbereitet.
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VereinsPresseDienst (VPD) Ausgabe 3/2003 kommt mit Verspätung

Druckerei hat Insolvenz angemeldet

Eigentlich hätte sie schon im September auf „dem Markt“ sein müssen – die neueste Ausgabe des VereinsPresseDienstes (VPD). Leider müssen wir darauf aufmerksam machen, dass die mit Druck, Versand und Inkasso beauftragte Firma Böhmer Druckerei GmbH Insolvenz beantragt hat. Dies hat der ehemalige Geschäftsführer der genannten Druckerei, Alfred Schrod, dem Landessportbund Hessen als Herausgeber des VPD im Oktober mitgeteilt. Er machte dabei deutlich, dass er auf Grund der eingetretenen Insolvenz nicht in der Lage ist, die VPD-Ausgabe 3/2003 auszuliefern.

Über das Vermögen der Firma Böhmer Druckerei GmbH in Simmern wurde zwischenzeitlich das Insolvenzverfahren beim Amtsgericht Bad Kreuznach eröffnet. Das Amtsgericht Bad Kreuznach hat dabei Rechtsanwalt Dr. jur. Wolfgang Maus, Mannheimer Straße 254 a, 55543 Bad Kreuznach, zum Insolvenzverwalter bestellt. Die Insolvenz trifft besonders diejenigen Vereine, die direkt mit der Firma Böhmer Druckerei GmbH Verträge im Hinblick auf die Auslieferung des VPD geschlossen haben. Nach Rücksprache mit LSB-Anwalt Malte-Jörg Uffeln weisen wir diejenigen, die offene Rechnungen der Firma Böhmer Druckerei GmbH Simmern vorliegen haben, deshalb darauf hin, dass diese entsprechende Rechnungen nicht begleichen sollten, bevor nicht sicher gestellt ist, dass der VPD weiterhin ordnungsgemäß ausgeliefert wird.

Die Vereine, die ihr Abonnement für 2003 bereits in vollem Umfange bezahlt haben, weisen wir darauf hin, dass ihnen gegenüber der Firma Böhmer Druckerei GmbH auf Grund des Umstandes, dass gegebenenfalls der VPD 3/2003 und der VPD 4/2003 nicht ausgeliefert werden können, Schadensersatzansprüche zustehen. Diesbezüglich werden die Vereine gebeten, sich direkt mit dem vom Amtsgericht Bad Kreuznach eingesetzten Insolvenzverwalter persönlich in Verbindung zu setzen.

Der Landessportbund Hessen ist bemüht, nicht nur für den VPD 3/2003 sondern für die künftigen Ausgaben und gemeinsam mit den weiteren am Projekt „VereinsPresseDienst“ beteiligten Landessportbünden und dem Deutschen Sportbund hier eine neue Druckerei zu finden, die in gleicher Qualität, Art und Güte wie bisher den Vereinen den VPD „pünktlich“ zur Verfügung stellt.

Fußball-Weltmeisterinnen sind „Sportler des Monats“ Oktober

Mit begeisterndem Kombinationsspiel und mitreißender Spielfreude lockten die deutschen Fußballfrauen anlässlich der Weltmeisterschaften in den USA Millionen von Zuschauern an die Fernsehgeräte und betrieben erfolgreich Werbung für ihren Sport. Die rund 3.800 von der Sporthilfe geförderten Athleten zeigten sich von den Leistungen der deutschen Kickerinnen ebenso beeindruckt und kürten das Team um Trainerin Tina Theune-Meyer mit 58,5 Prozent der Stimmen zum „Sportler des Monats Oktober“. Erstmals gewann damit ein Team den Titel bei der zum zehnten Mal durchgeführten Wahl zum „Sportler des Monats“ und setzte sich im Duell der Weltmeister gegen den sechsfachen Formel-1-Weltmeister Michael Schumacher und den Florett-Weltmeister Peter Joppich eindeutig durch - wie schon bei den TV-Einschaltquoten.

DSB PRESSE
DOKUMENTATION  VIII
Nr. 46/11.11.2003
60 Prozent der Bevölkerung des Saarlandes treiben Sport

Sportstättenentwicklungsplanung soll im Frühjahr vorliegen

Etwa 60 Prozent der saarländischen Wohnbevölkerung treiben Sport. Das ist einer der zu erwartenden Werte aus dem Zwischenbericht zur Untersuchung von Prof. Eike Emrich und Dr. Werner Pitsch von der Goethe-Universität Frankfurt zur saarländischen Sportstättenentwicklungsplanung. Im Frühjahr 2004 soll die Studie vorliegen. Davon erhoffen sich Regierung, Kommunen, Sportplanungskommission und Vereine wertvolle Hinweise auf künftige Investitionen und Umstrukturierungen.

Dr. Pitsch verwies auf die exakte Datenbasis über Anzahl und Ausstattung der Sportstätten im Saarland, die durch die vor sechs Monaten vorgestellte saarländische Sportstättenstatistik vorhanden ist. Im kleinsten Flächenstaat der Bundesrepublik sind fast 2000 Sportanlagen (725 Sporthallen, 822 Spielfelder - davon 210 Tennisanlagen) und 109 Bäder erfasst. Für eine verlässliche Bedarfsplanung ist es unerlässlich, eine Informationsbasis über die Art und den Umfang des aktuellen Sporttreibens in der saarländischen Wohnbevölkerung zu gewinnen. 

Mit Hilfe dieser Informationen ist es dann möglich, die zentrale Frage der Sportstättenentwicklungsplanung zu beantworten: „Welche Sportanlagen und Sportgelegenheiten sind in welcher Anzahl, in welcher sportfunktionellen und baulichen Ausgestaltung, mit welcher Ausstattung und an welchen Standorten für die Bevölkerung heute und in Zukunft vorzuhalten?“ Die Zielstellung besteht darin, das Angebot an Sportstätten am tatsächlichen Sportbedarf der Bevölkerung zu orientieren.

Stephanie Hofschlaeger neue Generalsekretärin im DJK-Sportverband

Das Präsidium des DJK-Sportverbandes - katholischer Bundesverband für Leistungs- und Breitensport - hat nach dem Ausscheiden von Dr. Stefan Karl Schultheis einen neuen Generalsekretär bestellt. Mit Stephanie Hofschlaeger wird erstmals eine Frau diese verantwortungsvolle Aufgabe im Verband übernehmen. Die 39-jährige Diplom-Sozialpädagogin und Betriebswirtin beginnt ihre Tätigkeit als Generalsekretärin am 
1. Januar 2004. Sie ist zur Zeit als Bundessekretärin in der Bundeszentrale des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) tätig. Vor dieser Tätigkeit hat sie sich bereits Erfahrungen im katholischen Verbandswesen als hauptberufliche Bundesleiterin der Katholischen Studierenden Jugend KSJ/Heliand erworben. 

Das Präsidium ist nach dem qualifizierten Auswahlverfahren sicher, dass mit Stephanie Hofschlaeger eine in Organisation und Personalführung erfahrene Persönlichkeit die Bundesgeschäftsstelle leiten wird, zumal sie auch ihre sportliche Erfahrung in die Arbeit des Sportverbandes einbringt.

